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B. Bekanntmachungen der Städte, Samtgemeinden und Gemeinden 
 
 

Bekanntmachung 
über das Recht zur Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis und die 

Erteilung von Wahlscheinen gemäß § 30 der Niedersächsischen Kommunalwahlordnung 
für die Kommunalwahlen am 13. September 2026 in der Stadt Rotenburg (Wümme) 

 
 
1. Die Wählerverzeichnisse zu den Kommunalwahlen für die Wahlbezirke der Stadt Rotenburg (Wümme) können werk-

tags in der Zeit vom 24. bis 28. August 2026 während der allgemeinen Öffnungszeiten im Servicebüro der Stadt 
Rotenburg (Wümme), Bahnhofstraße 2, 27356 Rotenburg (Wümme), eingesehen werden. Jede wahlberechtigte 
Person hat gemäß § 18 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalwahlgesetzes (NKWG) das Recht, die Richtigkeit 
und Vollständigkeit der zu ihrer Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten zu überprüfen. Zur Überprüfung 
der Richtigkeit und Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen haben Wahl-
berechtigte während des o.g. Zeitraumes nur dann ein Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis, wenn sie 
Tatsachen glaubhaft machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses 
ergeben kann. Das Recht zur Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im 
Melderegister eine Auskunftssperre nach § 51 Abs. 1 oder § 52 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. 
Eine wahlberechtigte Person, die des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der Einsichtnahme und 
Überprüfung gehindert ist, kann sich hierzu der Hilfe anderer Personen bedienen. Erkenntnisse, die bei der Einsicht-
nahme in das Wählerverzeichnis gewonnen wurden, dürfen nur für die Begründung eines Berichtigungsantrages oder 
für die Begründung eines Wahleinspruchs verwendet werden. 

 Die Räumlichkeiten sind für gehbehinderte oder auf einen Rollstuhl angewiesene Wählerinnen und Wähler zugänglich. 
Die Wählerverzeichnisse werden im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensicht-
gerät möglich, welches nur von einer oder einem Beschäftigten der jeweiligen Kommune bedient werden darf. 

 
2. Anträge auf Berichtigung des Wählerverzeichnisses sind innerhalb der Einsichtnahmefrist, spätestens am 

28. August 2026 bis 12:00 Uhr, im Servicebüro der Stadt Rotenburg (Wümme), Bahnhofstraße 2, 27356 Rotenburg 
(Wümme), schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift zu stellen. Sofern die behaupteten Tatsachen nicht offen-
kundig sind, hat die Antragstellerin oder der Antragsteller die erforderlichen Beweismittel beizubringen. Eine wahl-
berechtigte Person mit Behinderungen kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen; § 48 
der Niedersächsischen Kommunalwahlordnung gilt entsprechend. 

 
3. Die in das Wählerverzeichnis eingetragenen Personen erhalten bis spätestens zum 23. August 2026 eine Wahl-

benachrichtigung. Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss das 
Wählerverzeichnis einsehen und gegebenenfalls einen Antrag auf Berichtigung stellen, wenn er nicht Gefahr laufen 
will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder 
einen Wahlschein hat. 

 
4. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

1. eine wahlberechtigte Person, die in das Wählerverzeichnis eingetragen ist 

2. eine wahlberechtigte Person, die in das Wählerverzeichnis nicht aufgenommen worden ist, 

a) wenn sie nachweist, dass sie ohne ihr Verschulden die Antragsfrist für die Berichtigung des Wählerverzeich-
nisses versäumt hat,  

b) wenn ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist für die Berichtigung entstanden ist. 
 
 Wahlscheine können bis zum 11. September 2026, 13:00 Uhr, schriftlich oder mündlich bei der jeweiligen Kommune 

beantragt werden. Der Schriftform wird auch durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige 
dokumentierbare Übermittlung in elektronischer Form genüge getan. Telefonische und mit SMS/WhatsApp-Kurznach-
richten versendete Anträge sind unzulässig. Eine wahlberechtigte Person mit Behinderungen kann sich bei der Antrag-
stellung der Hilfe einer anderen Person bedienen; § 48 der Niedersächsischen Kommunalwahlordnung gilt entspre-
chend. 

 
 Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Personen können aus den unter Nr. 4.2 angegebenen 

Gründen den Antrag noch bis zum Wahltage, 15:00 Uhr, stellen. Gleiches gilt, wenn die wahlberechtigte Person schrift-
lich erklärt, wegen einer plötzlichen Erkrankung den Wahlraum nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten 
aufsuchen zu können. 

 
 Wer den Wahlschein für eine andere Person beantragt, muss seine Berechtigung durch Vorlage einer schriftlichen 

Vollmacht nachweisen; in diesem Fall wird der Schriftform nicht durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder 
durch sonstige dokumentierbare Übermittlung in elektronischer Form Genüge getan. Bewerberinnen, Bewerber und 
Vertrauenspersonen für Wahlvorschläge können nur für nahe Familienangehörige einen Antrag stellen. 

 
 Bei verbundenen Wahlen (z. B. Gemeinde- und Kreiswahlen) gilt der Wahlscheinantrag für jede Wahl, für die die 

beantragende Person wahlberechtigt ist. 
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 Der Wahlschein und die Briefwahlunterlagen werden der wahlberechtigten Person übersandt, ausgehändigt oder 

amtlich überbracht. 
 
 Holt die wahlberechtigte Person persönlich den Wahlschein und die Briefwahlunterlagen bei der Kommune ab, so kann 

sie die Briefwahl an Ort und Stelle ausüben. 
 
 An eine andere als die wahlberechtigte Person dürfen Wahlschein und Briefwahlunterlagen nur ausgehändigt werden, 

wenn die Berechtigung zur Empfangnahme durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird. Von der 
Vollmacht kann nur Gebrauch gemacht werden, wenn die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte 
vertritt; dies hat sie der zuständigen Kommune vor der Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf 
Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 

 
 Versichert eine wahlberechtigte Person glaubhaft, dass ihr der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihr 

bis zum 12. September 2026, 12:00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
 
5. Wahlberechtigte mit Wahlschein können an den Wahlen am 13.09.2026 nur durch Briefwahl wählen. 
 An einer etwaigen Stichwahl am 27. September 2026 kann die wählende Person, die einen Wahlschein besitzt, durch 

Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk des Wahlgebiets oder durch Briefwahl teilnehmen. 
 
 Bei der Briefwahl hat die wahlberechtigte Person im verschlossenen Wahlbriefumschlag ihren Wahlschein und den 

oder die Stimmzettel in einem besonderen Umschlag so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen 
Wahlleitung zuzuleiten, dass der Wahlbrief spätestens am Wahltag bis 18:00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch in 
der Dienststelle der zuständigen Wahlleitung abgegeben werden. 

 
 Nähere Hinweise darüber, wie die wahlberechtigte Person die Briefwahl auszuüben hat, sind auf dem Wahlschein 

angegeben.  
 
 
Rotenburg (Wümme), 05.08.2026 
 
Der Gemeindewahlleiter 
Torsten Oestmann 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.08.2026 Nr. 15 

 
 

Bekanntmachung der 53. Änderung des Flächennutzungsplanes „Südlich Lindenstraße“ der 
Samtgemeinde Sittensen vom 12. August 2026 

 
Der Feststellungsbeschluss für die 53. Änderung des Flächennutzungsplanes „Südlich Lindenstraße“ wurde bereits 
am 21.12.2023 durch den Samtgemeinderat gefasst. Zwischenzeitlich wurden jedoch weitere Flächen westlich des 
bisherigen Planänderungsgebietes hinzugekauft. Diese sollen nun in den Geltungsbereich mit einbezogen werden. Da 
diese Ergänzung die Grundzüge der Planung berührt, kann sie nicht ohne Weiteres nach dem Feststellungsbeschluss 
erfolgen. Hierfür wird ein erneutes Beteiligungsverfahren erforderlich. Da noch keine Genehmigung der Flächennutzungs-
planänderung durch den Landkreis und anschließende Bekanntmachung erfolgte, ist das Verfahren derzeit noch nicht 
abgeschlossen. Es kann somit an der Stelle vor dem Feststellungsbeschluss wieder aufgenommen werden, die für eine 
Änderung des Entwurfes und Fortführung des Verfahrens erforderlich ist. 
 
Der Rat der Samtgemeinde Sittensen hat in seiner Sitzung am 25.06.2026 den Feststellungsbeschluss vom 21.12.2023 
aufgehoben und dem geänderten Entwurf der 53. Änderung des Flächennutzungsplanes „Südlich Lindenstraße“ 
einschließlich Begründung mit Umweltbericht zugestimmt und gem. § 4 a Abs. 2 und 3 des Baugesetzbuches (BauGB) die 
erneute gleichzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB und der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
beschlossen. Der Geltungsbereich ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich: 
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Mit der 53. Änderung des Flächennutzungsplanes „Südlich Lindenstraße“ soll ein attraktives Flächenangebot für die 
Ansiedlung von Gewerbebetrieben geschaffen und nachhaltig Arbeitsplätze gesichert werden. Um die planungsrechtlichen 
Grundlagen und Voraussetzungen für die baulichen Maßnahmen zu schaffen, sind sowohl der Flächennutzungsplan zu 
ändern als auch ein Bebauungsplan aufzustellen. 
 
Der geänderte Entwurf der 53. Änderung des Flächennutzungsplanes „Südlich Lindenstraße“ sowie die Begründung 
mit Umweltbericht können in der Zeit vom 

 17.08.2026 bis einschließlich 18.09.2026 

 im Internet auf www.sittensen.de unter 

  „Bauamt“ 
  „Bekanntmachungen“ 

 (oder direkt unter https://sittensen.de/rathaus-bekanntmachungen/) 

von jedermann eingesehen werden. 
 
Der geänderte Entwurf der 53. Änderung des Flächennutzungsplanes „Südlich Lindenstraße“ liegt auch im Rathaus 
der Samtgemeinde Sittensen, Bauamt, Am Markt 11, 27419 Sittensen, während der Öffnungszeiten oder nach vorheriger 
Terminvereinbarung zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 
 
Gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 und 2 BauGB wird außerdem bekannt gegeben, dass gleichzeitig folgende, nach Einschätzung 
der Samtgemeinde, wesentliche, bereits vorliegende Stellungnahmen mit umweltrelevantem Inhalt mit veröffentlicht 
werden: 

 Stellungnahme des Landkreises Rotenburg (Wümme) vom 10.08.2023 und 27.10.2023 mit Anregungen zu Boden-
versiegelungen, Entwässerung und gewerblichen Immissionen. 

 Stellungnahme des Unterhaltungsverbandes Nr. 19 Obere Oste vom 12.07.2023 und 27.09.2023 mit Anregungen 
zu Kompensationsmaßnahmen. 

 Stellungnahme des LGLN - Kampfmittelbeseitigung vom 14.07.2023 und 12.10.2023 mit Anregungen zu Kampf-
mittelverdacht. 

 Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Niedersachsen vom 19.07.2023 und 27.09.2023 mit Anregungen zu 
Anforderungen an die Umweltverträglichkeitsprüfung, Entzug und Beeinträchtigung landwirtschaftlicher Fläche und 
landwirtschaftlichen Immissionen. 
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 Stellungnahme der Industrie- und Handelskammer Stade vom 27.07.2023 und 27.10.2023 mit Anregungen zu 
gewerblichen Immissionen. 

 Stellungnahme des NABU - Kreisverband Bremervörde-Zeven vom 26.07.2023 und 30.09.2023 mit Anregungen zu 
Maßnahmen zum Klimaschutz, Bodenversiegelungen, Bepflanzungen, Beleuchtungen, Erneuerbare Energien und 
Überwachung von Umweltauswirkungen. 

 Stellungnahme der Öffentlichkeit Nr. 1 vom 23.07.2023 mit Anregungen zu Immissionen. 

 Stellungnahme der Öffentlichkeit Nr. 2 vom 09.08.2023 mit Anregungen zu Immissionen und Standortalternativen. 
 
Hinsichtlich der Umweltbelange wurden im Hinblick auf die Wirkfaktoren der 53. Änderung des Flächennutzungsplanes 
„Südlich Lindenstraße“ insbesondere die Auswirkungen auf: 

 Mensch und menschliche Gesundheit (Wohnumfeld, Immissionen, Erholung), 

 Biologische Vielfalt (Pflanzen, Tiere: Vögel, Amphibien, Fledermäuse), 

 Fläche, Boden und Wasser, 

 Klima und Luft, 

 Kultur- und sonstige Sachgüter 

 und Landschaft geprüft. 
 
Zu den wesentlichen bereits vorliegenden umweltbezogenen Informationen, die im Rahmen der Beteiligung mit 
veröffentlicht werden, gehören: 

 Verkehrsuntersuchung (Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Hannover, 2026) 

 Schalltechnische Untersuchung (T&H Ingenieure GmbH, Bremen, 2026) 

 Baugrunduntersuchung (CONTRAST GmbH, Osterholz-Scharmbeck, 2026) 
 
Während der Dauer der Veröffentlichungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden. Die Stellungnahmen sollen 
elektronisch per E-Mail an info@SG.Sittensen.de übermittelt werden. Bei Bedarf können Stellungnahmen auch schriftlich 
oder mündlich zur Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über die 53. Änderung des Flächennutzungsplanes „Südlich Lindenstraße“ unberücksichtigt 
bleiben, sofern die Samtgemeinde Sittensen deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für 
die Rechtmäßigkeit der 53. Änderung des Flächennutzungsplanes „Südlich Lindenstraße“ nicht von Bedeutung ist 
(§ 3 Abs. 2 BauGB und § 4 a Abs. 5 BauGB). 
 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes (UmwRG) in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 UmwRG gemäß § 7 Abs. 3 Satz 1 UmwRG 
mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können (§ 3 Abs. 3 BauGB). 
 
 
Sittensen, 12.08.2026 
 
Der Samtgemeindebürgermeister 
Keller 
 
 
 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.08.2026 Nr. 15 

 
 

Bekanntmachung des Bebauungsplans Nr. 53 „Südlich Lindenstraße“  
der Gemeinde Sittensen vom 12. August 2026 

 
 
Der Rat der Gemeinde Sittensen hat in seiner Sitzung am 02.07.2026 dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 53 
„Südlich Lindenstraße“ einschließlich Begründung mit Umweltbericht zugestimmt und gem. § 4 a Abs. 2 des Baugesetz-
buches (BauGB) die gleichzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB und der Behörden gem. § 4 Abs. 2 
BauGB beschlossen. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 53 „Südlich Lindenstraße“ soll ein attraktives Flächenangebot für die 
Ansiedlung von Gewerbebetrieben geschaffen und nachhaltig Arbeitsplätze gesichert werden. Ergänzend ist entlang der 
Eichenstraße bzw. der Straße „Waldheim-Osteufer“ die Entwicklung von Wohngrundstücken vorgesehen. Um die 
planungsrechtlichen Grundlagen und Voraussetzungen für die baulichen Maßnahmen zu schaffen, sind sowohl der 
Flächennutzungsplan zu ändern als auch ein Bebauungsplan aufzustellen. 
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Der Geltungsbereich ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich: 
 

 
 
 
Im Bebauungsplan werden außerdem Ausgleichsflächen außerhalb des Geltungsbereichs erforderlich. Die externe 
Kompensationsmaßnahme soll in der Gemeinde Schneverdingen im Landkreis Heidekreis auf einer etwa 47.200 m² 
großen Teilfläche des Flurstücks 79/5, Flur 5, Gemarkung Wesseloh, umgesetzt werden. 
 
Die räumliche Lage der externen Ausgleichsfläche ist der nachfolgenden Abbildung zu entnehmen: 
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Mit dem Bebauungsplan Nr. 53 „Südlich Lindenstraße“ soll ein attraktives Flächenangebot für die Ansiedlung von 
Gewerbebetrieben geschaffen und nachhaltig Arbeitsplätze gesichert werden. Um die planungsrechtlichen Grundlagen 
und Voraussetzungen für die baulichen Maßnahmen zu schaffen, sind sowohl der Flächennutzungsplan zu ändern als 
auch ein Bebauungsplan aufzustellen. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 53 „Südlich Lindenstraße“ sowie die Begründung mit Umweltbericht können in 
der Zeit vom 

 17.08.2026 bis einschließlich 18.09.2026 

 im Internet auf www.sittensen.de unter 

  „Bauamt“ 
  „Bekanntmachungen“ 

 (oder direkt unter https://sittensen.de/rathaus-bekanntmachungen/) 

von jedermann eingesehen werden. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 53 „Südlich Lindenstraße“ liegt auch im Rathaus der Samtgemeinde Sittensen, 
Bauamt, Am Markt 11, 27419 Sittensen, während der Öffnungszeiten oder nach vorheriger Terminvereinbarung zu jeder-
manns Einsicht öffentlich aus. 
 
Parallel sind die Entwurfsunterlagen während der Veröffentlichungsfrist auch über das Landesportal https://uvp.nieder-
sachsen.de zugänglich. Mit der Stichworteingabe „Sittensen“ gelangt man dort ebenfalls zu den Unterlagen. 
 
Gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 und 2 BauGB wird außerdem bekannt gegeben, dass gleichzeitig folgende, nach Einschätzung 
der Gemeinde, wesentliche, bereits vorliegende Stellungnahmen mit umweltrelevantem Inhalt mit veröffentlicht werden: 

 Stellungnahme des Landkreises Rotenburg (Wümme) vom 10.08.2023 mit Anregungen zu Bodenversiegelungen, 
Entwässerung und gewerblichen Immissionen. 

 Stellungnahme des Unterhaltungsverbandes Nr. 19 Obere Oste vom 12.07.2023 mit Anregungen zu Kompen-
sationsmaßnahmen an Verbandsgewässern. 

 Stellungnahme des LGLN - Kampfmittelbeseitigung vom 14.07.2023 mit Anregungen zu Kampfmittelverdacht und 
erforderlicher Luftbildauswertung. 

 Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Niedersachsen vom 19.07.2023 mit Anregungen zu Anforderungen an 
die Umweltverträglichkeitsprüfung, Entzug und Beeinträchtigung landwirtschaftlicher Fläche und landwirtschaftlichen 
Immissionen. 
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 Stellungnahme der Industrie- und Handelskammer Stade vom 27.07.2023 mit Anregungen zu gewerblichen Immis-
sionen. 

 Stellungnahme des NABU - Kreisverband Bremervörde-Zeven vom 26.07.2023 mit Anregungen zu Maßnahmen 
zum Klimaschutz, Bodenversiegelungen, Bepflanzungen, Beleuchtungen, Erneuerbare Energien und Überwachung 
von Umweltauswirkungen. 

 Stellungnahme der Öffentlichkeit Nr. 1 vom 23.07.2023 mit Anregungen zu Immissionen. 

 Stellungnahme der Öffentlichkeit Nr. 2 vom 09.08.2023 mit Anregungen zu Immissionen und Standortalternativen. 
 
Hinsichtlich der Umweltbelange wurden im Hinblick auf die Wirkfaktoren des Bebauungsplanes Nr. 53 „Südlich 
Lindenstraße“ insbesondere die Auswirkungen auf: 

 Mensch und menschliche Gesundheit (Wohnumfeld, Immissionen, Erholung), 

 Biologische Vielfalt (Pflanzen, Tiere: Vögel, Amphibien, Fledermäuse), 

 Fläche, Boden und Wasser, 

 Klima und Luft, 

 Kultur- und sonstige Sachgüter 

 und Landschaft geprüft. 
 
Zu den wesentlichen bereits vorliegenden umweltbezogenen Informationen, die im Rahmen der Beteiligung mit 
veröffentlicht werden, gehören: 

 Verkehrsuntersuchung (Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Hannover, 2026) 

 Schalltechnische Untersuchung (T&H Ingenieure GmbH, Bremen, 2026) 

 Baugrunduntersuchung (CONTRAST GmbH, Osterholz-Scharmbeck, 2026) 
 
Während der Dauer der Veröffentlichungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden. Die Stellungnahmen sollen 
elektronisch per E-Mail an info@SG.Sittensen.de übermittelt werden. Bei Bedarf können Stellungnahmen auch schriftlich 
oder mündlich zur Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan Nr. 53 „Südlich Lindenstraße“ unberücksichtigt bleiben, sofern die 
Gemeinde Sittensen deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des 
Bebauungsplanes Nr. 53 „Südlich Lindenstraße“ nicht von Bedeutung ist (§ 3 Abs. 2 BauGB und § 4 a Abs. 5 BauGB). 
 
 
Sittensen, 12.08.2026 
 
Gemeindedirektor 
Keller 
 
 
 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.08.2026 Nr. 15 

 
 

Jahresabschluss 2018 
der Gemeinde Vahlde und Entlastungserteilung 

 
 
Der Rat der Gemeinde Vahlde hat in seiner Sitzung am 30.03.2026 folgende Beschlüsse gefasst: 

 Der Jahresabschluss der Gemeinde Vahlde für das Haushaltsjahr 2018 wird in der vorliegenden Fassung beschlossen. 

 Dem Bürgermeister wird für das Haushaltsjahr 2018 die Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss 2018 und der um die Stellungnahme des Bürgermeisters ergänzte Schlussbericht des Rechnungs-
prüfungsamtes liegen im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Werktagen (nur montags bis freitags) 
während der Öffnungszeiten bei der Samtgemeinde Fintel, Berliner Straße 3, 27389 Lauenbrück, öffentlich aus. Interes-
sierte können sich hierzu telefonisch im Rathaus unter der Telefonnummer 04267/9300-0 kurz anmelden. 
 
 
Vahlde, 15. August 2026 
 
Gemeinde Vahlde 
Der Bürgermeister 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.08.2026 Nr. 15 
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C. Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen 
 
--- 
 

- Elektronisches Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.08.2026 Nr. 15 

 
 
D. Berichtigungen 
 
 

Berichtigung des Wasserverbandes Bremervörde 
 
 
Am 30.06.2026 wurde im Elektronischen Amtsblatt des Landkreises Rotenburg (Wümme) die 2. Änderung der Satzung 
über die Gewährung von Sitzungsgeld, Reisekosten und Aufwandsentschädigung an Mitglieder der Verbandsversamm-
lung und der Ausschüsse des Wasserverbandes Bremervörde veröffentlicht. Hierbei ist es zu Fehlern gekommen. 
 
1. Die Gesetzesgrundlage muss heißen: 

 Aufgrund der §§ 10, 44, 55 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der zur Zeit 
gültigen Fassung in Verbindung mit § 18 des Niedersächsischen Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit in 
der zur Zeit gültigen Fassung hat die Verbandsversammlung des Wasserverbandes Bremervörde in ihrer Sitzung am 
24.06.2026 folgende Satzung beschlossen: 

 
2. In § 5 Satz 1 der Satzung zum Inkrafttreten muss es heißen: 

 Diese Satzung tritt am 01.01.2027 in Kraft. 
 
 
Bremervörde, den 15.08.2026 
 
Wasserverband Bremervörde 
Der Geschäftsführer 
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